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Ausgerechnet jetzt! So lautet der
Tenor in den sozialenMedien, als
das Bundesamt für Gesundheit
(BAG) am Montag die neuesten
Corona-Zahlen publiziert. Zahl-
reiche Kommentatoren erinnern
daran, dass in der Schweiz just
seit diesemWochenende Gross-
events wieder zugelassen sind.

Für Freitag bis Sonntag ver-
zeichnete das BAG insgesamt
1548 neue Coronavirus-Anste-
ckungen. Am vergangenen Wo-
chenende waren es im gleichen
Zeitraum 782 Fälle gewesen, vor
zwei Wochen etwas mehr als
1000. Gestiegen ist auch derAn-
teil der positivenTests: DerWert
kletterte am Sonntag auf 11 Pro-
zent.Über die gesamte Dauer der

Pandemie gesehen, fielen bislang
4,6 Prozent derTests positiv aus.
39 Personen wurden am Wo-
chenende neu ins Spital einge-
wiesen, drei Menschen starben.

Marcel Tanner, Epidemiologe
und Experte für Public Health in
der Science Task Force, sagt:
«Selbstverständlich sehen wir
den jüngstenAnstiegmit Besorg-
nis.»Alarmismus sei aber fehl am
Platz. «Zentral ist, dasswir immer
noch feststellen können,wo sich
dieAnsteckungen ereignet haben,
und angemessen, gezielt und
rasch darauf reagieren können.»

Grundsätzlich sei angesichts
der steigenden Positivitätsrate
bei den Tests zu erwarten, dass
auch die Hospitalisationen in

nächster Zeit wieder zunähmen.
«Zudem bestätigt sich auch,was
wir schon seit einiger Zeit beob-
achten: Es stecken sich vermehrt
wieder ältere Leute an.»

«Jeder istmitverantwortlich»
Dennoch brauche es nun weder
neue Massnahmen, noch müss-
ten Grossanlässe gleich wieder
verboten werden. «Wir sind in
dieser Frage weniger restriktiv
als unsere Nachbarländer. Umso
mehr muss sich jetzt jeder Ein-
zelne in derGesellschaft bewusst
sein, dass er mitverantwortlich
dafür ist, wie sich die Situation
weiter entwickelt.»

Ob sich die Eishockey- und
Fussballspiele vomWochenende

in der Statistik niederschlagen,
wird sich erst in rund zwei Wo-
chen zeigen.Tanner sagt: «Wich-
tig ist, dass dieVerantwortlichen
nach dem Wochenende ihre
Schutzkonzepte nochmals über-
prüfen undVerbesserungen vor-
nehmen,wo diesmöglich ist und
nötig erscheint.» Der Grossteil
der Zuschauer habe sich nach
seinen Beobachtungen sehr um-
sichtig verhalten.

Auffällig ist, dass sich die Co-
rona-Herde nicht mehr auf städ-
tisch geprägte Kantone wie Zü-
rich,Waadt oder Genf beschrän-
ken. Auch in eher ländlichen
Kantonen wie Nidwalden, Grau-
bünden,SchwyzoderUri stieg die
Zahl der Neuinfektionen zuletzt

teils deutlich an.Freiburg,Appen-
zell InnerrhodenundNeuenburg
liegen gar über der kritischen
Grenze von 60 Neuinfektionen
pro 100’000Einwohner innerhalb
von 14 Tagen. Staaten, die über
diesem Grenzwert liegen, gelten
in der Schweiz als Risikogebiete.

Marcel Tanner sagt dazu: «Es
ist nur logisch, dass sich das
Virus ausbreitet,wenn dieMobi-
lität derMenschen zunimmt und
sich Leute aus den kleinen Kan-
tonen in die Ballungszentren
bewegen.» Umso mehr gelte es,
wachsam zu sein. «Es darf nicht
passieren, dass sich das Virus in
allen Landesteilen stark ausbrei-
tet.» Könnten die Übertragungs-
orte nicht mehr lokalisiert wer-

den, dann würden flächende-
ckende regionale oder nationale
Massnahmen nötig. «Das wäre
sozialwiewirtschaftlich ungüns-
tig, ja schädlich.»

Erst vor rund zwei Wochen
hat die Gesundheitsdirektoren-
konferenz Empfehlungen für
besonders betroffene Kantone
kommuniziert. In Regionen, die
den Grenzwert überschreiten,
wird etwa eine Maskenpflicht in
Geschäften, eine Personenober-
grenze bei privaten Veranstal-
tungen, zusätzlicheAuflagen für
Grossanlässe sowie im Notfall
die Schliessung von Nachtclubs
und Diskotheken empfohlen.

Jacqueline Büchi

Die Corona-Fallzahlen sind amWochenende deutlich angestiegen
Über 1500 neue Fälle Auch ländliche Kantone erreichen bei den Neuinfektionen vermehrt eine kritische Schwelle.

Jacqueline Büchi

Der Boom setzte so heftig wie
unerwartet ein: Plötzlich gab es
Hunderte Geschäfte, die Canna-
bis-Öle, -Lebensmittel und -Blü-
ten anboten, ganz legal. Seitdem
das Bundesamt für Gesundheit
2016 in einem Merkblatt die Be-
dingungen für den Handel mit
CBD-haltigen Produkten konkre-
tisierte, ist die Nachfrage regel-
recht explodiert.

Es handelt sich um Hanf, der
weniger als ein Prozent des psy-
choaktiven Wirkstoffs THC ent-
hält, dafür eine hohe Konzen-
tration an Cannabidiol, kurz
CBD. Diesem «Cannabis light»
wird eine schmerzstillende und
entspannendeWirkung nachge-
sagt.

Die Produkte finden reissen-
den Absatz: Allein mit CBD-Ta-
bakersatzproduktenwurdenver-
gangenes Jahr laut Schätzungen
derEidgenössischen Zollverwal-
tung 53 Millionen Franken um-
gesetzt. Vier Jahre davor waren
es noch 1,7 Millionen. Und die
Umsätze, die mit Ölen, Kosme-
tika und Ergänzungsnahrungs-
mitteln gemachtwerden, sind da
noch gar nicht enthalten.

Denkbar, dass die Schweiz
demEntscheid der EU folgt
Nun droht der Boom jedoch zu
einem jähen Ende zu kommen:
Kurz vor den Sommerferien kün-
digte die EU-Kommission über-
raschend an, dass sie CBD-Hanf
als Betäubungsmittel einstufen
will. Beschliesst sie das tatsäch-
lich, könnte dies auch für die
Branche in der Schweiz drasti-
sche Konsequenzen haben.

«Je nachdem, wie der Ent-
scheid der EU-Kommission aus-
fällt, muss die Schweiz die Situ-
ation evaluieren und sich über-
legen,wie sie sich diesbezüglich
positionieren wird», sagt Claire
BussyPestalozzi, Sprecherin des
Bundesamts für Lebensmittelsi-
cherheit undVeterinärwesen.Die
Schweiz habe mit der EU-Kom-
mission Kontakt aufgenommen
und verfolge die Diskussionen
mit Interesse. Es sei zumindest
denkbar, dass die Schweiz dem
Entscheid der EU folge.

Der Beschluss der EU-Kom-
mission erfolgt im Zusammen-
hang mit der sogenannten
Novel-Food-Verordnung.Da zahl-

reicheGesetze –vomLebensmit-
tel- über das Heilmittel- bis hin
zum Chemikalienrecht – davon
betroffen wären, ist laut den Ex-
perten des Bundes noch unklar,
ob und in welchem Umfang die
Schweiz die neuen Bestimmun-
gen übernehmenmüsste.

Michael Rüegg vom Bran-
chenverband IGHanf sagt: «Setzt
sich die EU-Kommission durch,
könnte dies der Todesstoss für
die CBD-Branche in der Schweiz
sein.» Eine Regulierung der Pro-
dukte sei zwar wünschenswert,

«denn es gibt in der Schweizwie
auch anderswo Anbieter von
CBD-Produkten, deren Qualität
nicht genügt». Weshalb die EU
das Business komplett abwürgen
wolle, sei jedoch unverständlich
– «zumal die Bestrebungen sonst
weltweit in Richtung Liberalisie-
rung gehen». Tatsächlich haben
National- und Ständerat in der
Herbstsession erst gerade grü-
nes Licht für den versuchswei-
sen Verkauf von THC-haltigem
Cannabis im Rahmen von Pilot-
versuchen gegeben.

«Kommt es hart auf hart, müss-
ten sämtliche Produzenten und
Shops schliessen», befürchtet
Rüegg. Noch sei unklar, welche
Produkte unter dasVerbot fallen
würden: Öle, Lebensmittel, CBD-
Blüten? Das kann auch das Bun-
desamt für Lebensmittelsicher-
heit nicht genau beantworten.
«Das hängt vom Entscheid der
EU-Kommission ab», sagt Spre-
cherin Bussy Pestalozzi.

In der Schweiz waren letztes
Jahr 650 Hersteller von CBD-Ta-
bakersatzprodukten registriert.

Die Pure Holding AG ist eine der
grössten Produzentinnen in der
Schweiz,mit sechsTochterfirmen
und rund 90 Mitarbeitern. Spre-
cher Renato Auer sagt: «Ein Ver-
botvonCBD-Produktendurchdie
EU wäre ein klarer Rückschritt.»
Allerdings sei sich jeder Player in
diesemMarkt bewusst, dass sich
die gesetzliche Lage rasch ändern
kann–positivwie negativ fürdie
Hersteller. «Wir haben uns des-
halb absichtlich breit aufgestellt
– und beispielsweise heftig in die
Forschung investiert.»

Zurzeit evaluiert Pure inAbspra-
chemit demBund auchTHC-hal-
tige Hanfsorten, die im Zuge der
geplanten Pilotprojekte einge-
setztwerden könnten. «Eine sol-
che Zusammenarbeitmit denBe-
hörden hätten wir uns vor eini-
gen Jahrennicht träumen lassen»,
so Auer. Rüegg verweist darauf,
dass sich die Branche schon heu-
te um eineQualitätskontrolle be-
müht. So gründete sie unlängst
das Label Swiss Certified Canna-
bis, unter demnurProdukte ver-
kauftwerden dürfen, die zertifi-
ziert und im Labor getestetwor-
den sind. Rüegg sagt: «Wir sind
mit den Verantwortlichen des
Bundes in Kontakt und setzen
uns dafür ein, dass eine allfälli-
ge Regulierung des CBD-Mark-
tes mit Augenmass geschieht.»

SVP-Nationalrätin ist für
eine schärfere Regulierung
Auch auf europäischer Ebene
werden die Verbände aktiv: So
will die European Industrial
Hemp Association insgesamt
3,5 Millionen Euro investieren,
um die Unbedenklichkeit CBD-
haltiger Lebensmittelzusätze
wissenschaftlich zu belegen und
entsprechende Zulassungsanträ-
ge zu formulieren.

Eine, die seitmehreren Jahren
für eine schärfere Regulierung
des CBD-Hanfs kämpft, ist SVP-
NationalrätinVerenaHerzog. Sie
würde es begrüssen, wenn CBD
in der Schweiz als Betäubungs-
mittel eingestuft würde. Es dür-
fe nicht sein, dass Jugendliche
durch CBD-Zigaretten zumRau-
chen verleitet würden oder dass
Kinder gar an CBD-Gummibär-
chen gelangten, soHerzog. «Eine
sinnvolle Lösung wäre es, wenn
Erwachsene CBD-Tropfen oder
-Tees in den Apotheken kaufen
könnten – und zwar klar defi-
niert als Betäubungsmittel.»

Wird der Verkauf von CBD-Hanf verboten?
Umstrittene Pläne Ein Entscheid der EU-Kommission könnte zu einem Verbot von «Cannabis light» führen.
In der Schweiz hat die Branche in den letzten Jahren Millionenumsätze gemacht.

«Kommt es hart
auf hart, müssten
sämtliche
Produzenten und
Shops schliessen.»
Michael Rüegg
Branchenverband IG Hanf

CBD-Blütenknospen werden in einer Fabrik von Hand gesäubert. Diese Art von Cannabis ist in der Schweiz legal. Foto: Patrick Martin
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Krankenkassen Wer die Prämien
nicht zahlt, soll nicht auf einer
schwarzen Liste landen und nur
imNotfall behandeltwerden.Die
Gesundheitskommission des
Ständerats (SGK) hat eine Alter-
native zu diesen drastischen
Massnahmen ausgearbeitet. Die
Gesundheitsdirektorenkonfe-
renz (GDK) ist damit einverstan-
den. Wer die Prämie, die Fran-
chise oder den Selbstbehalt trotz
Betreibung nicht zahlt, soll in
einemModell mit eingeschränk-
terWahl der Leistungserbringer
versichert werden. Allerdings
müssen laut den Gesundheits-
direktoren insbesondere Aus-
nahmen für Chronischkranke
geprüft werden.

Mit derAbschaffung der kan-
tonalen Listen säumiger Prä-
mienzahler und derGewährleis-
tung des Zugangs aller zu einer
adäquaten Gesundheitsversor-
gung ist die GKD einverstanden.
Schliesslich begrüsst die GDK
uneingeschränkt denVorschlag,
dass Eltern die alleinigen Schuld-
ner der Prämien ihrer minder-
jährigen Kinder sind und blei-
ben. Junge Erwachsene können
nicht mehr für Prämien belangt
werden, die während ihrer Min-
derjährigkeit angefallen sind.

Ausgangspunkt derGesetzge-
bungsarbeiten der SGK ist eine
Standesinitiative des Kantons
Thurgau. Hintergrund sind die
hohen Kosten für die Kantone.
Diesemussten im Jahr 2018mehr
als 385 Millionen Franken über-
nehmen, ohne auf das Inkasso
Einfluss nehmenzukönnen. (sda)

Ständerätemit
Alternative zu
schwarzen Listen

Die chinesische Staatssicherheit darf seit 2015 Nationalität und Identität ihrer Staatsbürger in der Schweiz ermitteln, wenn diese sich illegal im Land aufhalten. Foto: Mark Schiefelbein (EPA)

Claudia Blumer

Erst seit kurzem ist es ein The-
ma, in den Medien und im Par-
lament: Ausländische Beamte
werden mitunter in Schweizer
Migrationsprozesse eingebun-
den, um die Identität von abge-
wiesenenAsylbewerbern festzu-
stellen und die Rückführung ins
Herkunftsland zu begleiten.

AuchmitChinahatdieSchweiz
eine solcheVereinbarung, genau-
er: mit dem chinesischen Minis-
terium für öffentliche Sicherheit.
ImDezember 2015 schlossen das
Ministerium und das schweize-
rische Staatssekretariat für Mig-
ration (SEM) dieVereinbarung ab,
gemäss der die Schweiz chinesi-
sche «Experten» einladen kann,
wenn die Staatsangehörigkeit
eines abgewiesenen Asylbewer-
bers infrage steht.

Im Dezember 2020 läuft das
Abkommen, das dieser Zeitung
vorliegt, aus. Das SEM entschei-
det in den nächstenWochen über
eineVerlängerung – und ist jetzt
mit Druck der Hongkong-Dias-
pora konfrontiert: Eine Gruppe
von SchweizerBürgern und Ein-
wohnern aus Hongkong wendet
sich in einem offenen Brief an
Departementsvorsteherin Karin
Keller-Sutter. Ausserdem hat die
Gruppe eine Petition lanciert.Die
Vereinbarung dürfe nicht verlän-
gert werden, fordert sie.

Treffenmit falschemNamen
Der Grund dafür ist zunehmen-
de Repression in China seit In-
krafttreten eines neuen Sicher-
heitsgesetzes Mitte 2015. Seit
Sommer 2020 gilt das Sicher-
heitsgesetz auch in Hongkong,
was Hongkong-Schweizer alar-
miert: Grossbritannien und Chi-
na hatten bei Hongkongs Rück-
gabe 1997 vereinbart, dass Hong-

kong bis mindestens 2047 sein
nicht kommunistisches System
und die Grundrechte behalte.

Leute derHongkong-Gemein-
schaft in der Schweiz persönlich
zu kontaktieren, ist schwierig.
Mit Chan, die ihren richtigen
Namen auch gegenüber der
Redaktion nicht preisgebenwill,
kommt es dann doch zu einem
Treffen, bei dem sie ihr Gesicht
mit einer Corona-Maske bedeckt
hält. Zunächst wollte sie nur
anonym via Internet-Chat ein
Interview geben.

Nun redet sie, während ihre
Kinder im Box-Unterricht sind,
ohne Punkt und Komma.Davon,
wie sie den langen Arm des chi-
nesischen Staatsapparats spüre,
nach sechs Jahren Aufenthalt in
der Schweiz,wie sie eineVernis-
sage zu einem harmlosen The-
mamitorganisiert habe, einThe-
ma betreffend die chinesische
Kultur, weder subversiv noch
besonders regimekritisch, und
wie der Veranstalter der Vernis-
sage danach ausgefragt worden
sei von Gesandten der chinesi-
schen Regierung, von «Pen-
dants»,wie derVeranstalter dann
die Polizei einschalten wollte,
worauf die «Pendants» sich zu-
rückgezogen hätten.

Sie erzählt, wie eine Bekann-
te bespitzelt worden sei, in Ka-
nada zwar, aber dennoch, wie
plötzlich Leute in deren Garten
gestanden hätten, ihr nachge-
stellt hätten. Chan ist sehr ängst-
lich undmisstrauisch.Mehrmals
fragt sie: «Warumwollen Sie das
wissen?» Das Treffen mit der
Journalistin, 45 Minuten lang in
einem Zürcher Park, auf einer
Bank sitzend,macht sie nur, um
dem offenen Brief und der Peti-
tionNachdruck zu verleihen. Der
Bundesrat dürfe die Vereinba-
rung nicht verlängern, sagt sie.

«Die neutrale und auf Men-
schenrechte bedachte Schweiz
darf nicht in so einem heiklen
Bereich und auf diese Art mit
China kooperieren und dem
Staat damit zusätzliche Legiti-
mation geben.»

Die Familie ist besorgt
Aber nicht alle Hongkong-
Schweizer sind so ängstlich wie
Chan. Lee beispielsweise, Sekre-
tärin der Schweiz-Hongkong-
Gruppe «Eye on Hongkong»,
nennt ihren Namen, wenn sie
ihn auch nicht vollständig pub-
liziert haben will. Sie lebt seit
über einem Dutzend Jahren in
der Schweiz, hat längst die
schweizerische Staatsbürger-
schaft, istMutter, berufstätig und
engagiert sich ohne grosse Be-
rührungsängste in dieser politi-
schenAngelegenheit. Es komme
auf die persönliche Geschichte
und die Erfahrung an, sagt Lee.
Je nach Sichtweisewürde sie sich
selber auch als «naiv» bezeich-
nen, zumal sie eine grosse Fami-
lie in Hongkong habe. Dieser
wäre es lieber, siewürde schwei-
gen, sagt Lee.

Seit Juli 2020 sind die chinesi-
schen Sicherheitsbeamten also
auch in Hongkong aktiv. Und im
RahmenderMigrationsvereinba-
rungwürden sie nicht nur illegal
anwesende Migranten auf ihre
Identität überprüfen, befürchten
die Exil-Hongkonger, sondern
sie würden diese Vereinbarung
als Einfallstor fürweitere Schnüf-
feltätigkeitenmissbrauchen. «Es
ist schwer vorstellbar, wie die
schweizerischen Behörden in
derLage sein sollen, jeden Schritt
der chinesischen Beamten in der
Schweiz zu überwachen», heisst
es im Brief.

Noch ist die Sache nicht ent-
schieden. Die Aussenpolitische
Kommission des Nationalrats
wird sich nochmalsmit demChi-
na-Abkommen beschäftigen an
ihrer nächsten Sitzung vom 19.
und 20.Oktober.Nach einer ers-
ten Diskussion imAugust hat die
Kommission nicht abschliessend
Stellung genommen.Auf Antrag
des Zürcher SP-Nationalrats
Fabian Molina nimmt sie das
Thema nochmals auf.

Molina hält solche Vereinba-
rungen für problematisch und
rechtlich ungenügend gestützt.
Bezüglich China sei sie aberdop-
pelt schwierig: «Seit 2014 erle-
ben wir hier eine dramatische
Situation.» ZahlreicheMenschen-
gruppen seien inChina gefährdet,
und obwohlTibeter undUiguren
vonderVereinbarung ausgenom-
men sind, sei nicht ausgeschlos-
sen,dass es auch sie treffen könn-
te: gerade dann,wenndie Staats-
angehörigkeit nicht dokumentiert
ist. Molina hält die Chancen für
intakt, dass die Kommission und
das Parlament eineVerlängerung
des Abkommens verhindern.
Dazu müsste er eine Motion ein-
reichen, die aber wohl nicht bis
Ende Jahr verabschiedet wäre.

Der Zürcher FDP-Nationalrat
Hans-Peter Portmann, auch er
Mitglied der Aussenpolitischen
Kommission, sieht es anders. Er
geht davon aus,dass dieMehrheit
der Kommission die Vereinba-
rung unterstützt. Er verstehe die
Ängste der chinesischen oderder
HongkongerDiaspora, sagt Port-
mann. «Doch siewird durch die-
se Vereinbarung nicht gefährdet
und würde bei einer Sistierung
desAbkommensnichtgeschützt.»
Bedrohte Minderheiten würden
nicht rückgeführt, das SEM ent-
scheide jederzeit nach Schweizer
Recht, ob eine PersonAsyl erhält.

«Das wäre widerrechtlich»
Das SEM entgegnet den Beden-
ken derHongkong-Diaspora.Die
chinesischen Beamten kämen
nur auf Einladung des SEM und
für kurze Zeit in die Schweiz, die
Gespräche mit mutmasslichen
chinesischen Staatsangehörigen,
die vom SEM rechtskräftig nach
Chinaweggewiesenworden sei-
en, fänden in den Räumen der
BundesverwaltungunterderAuf-
sicht von SEM-Mitarbeitern statt,
sagt ein Sprecher des Amts. Da-
nach erstatten die chinesischen
«Experten» gegenüber demSEM
Bericht. Zudem: «Waswürdendie
Leute sagen, wenn wir rechts-
kräftig abgewiesene Personen in
der Schweiz liessen? Das wäre
widerrechtlich undwürde kaum
akzeptiert», sagt der Sprecher.

Kontrollieren kann das SEM
dies nicht. Dafürwäre derNach-
richtendienst zuständig. Das
Thema betrifft nicht nur die Mi-
grationsbehörden und potenziell
denNachrichtendienst, sondern
auch die Aussenpolitik, die sich
derzeit vertieft mit China ausei-
nandersetzt. Ende Jahr will das
Aussendepartement die neue
China-Strategie vorlegen.

«Die neutrale Schweiz darf nicht auf
diese Artmit China kooperieren»
Widerstand gegen Vereinbarung Eine Gruppe von Hongkong-Schweizern fordert vom Bundesrat,
das Migrationsabkommenmit China auslaufen zu lassen. Zwei Frauen der Gruppe erzählen.

Nun redet sie.
Davon, wie sie
den langen Arm
des chinesischen
Staatsapparats
spüre, nach sechs
Jahren Aufenthalt
in der Schweiz.

Schule Nach einer Kontroverse
umKleidervorschriften an Schu-
len ist im KantonWaadt das so-
genannte «T-Shirt der Schande»
verboten worden. Vergangene
Woche hatten Dutzende Schüle-
rinnen und Schüler in Genf gegen
den «sexistischenDresscode» an
Sekundarschulen protestiert.

Eine ähnliche Praxis sei auch
in einigenWaadtländer Schulen
angewandtworden, sagte Erzie-
hungsdirektorin Cesla Amarelle
(SP) amMontag demRadio LFM.
Schülerinnen und Schüler, die in
einer als unpassend empfunde-
nen Kleidung in die Schule ge-
kommen waren, mussten zur
Strafe ein Hemd in Übergrösse
tragen.Anders als in Genf gab es
im Kanton jedoch keine Shirts
mit derAufschrift «Ich bin ange-
messen gekleidet».

Aber die Strafkleidung sei von
jungenMädchen als stigmatisie-
rend empfundenworden. «Des-
halb habenwir beschlossen, die-
se Praxis zu verbieten», sagte
Amarelle.Manmüsse denDialog
mit den Schülerinnen und Schü-
lern suchen. «Es muss deutlich
gemacht werden, dass es einen
Rahmen gibt, den es einzuhalten
gilt, auch im Hinblick auf die
Kleidung», sagte die Sozialde-
mokratin. Sie wies darauf hin,
dass viele Schulen im Kanton
Waadt Lösungen gefunden hät-
ten, umdieses Problem zu lösen,
ohne auf als erniedrigend emp-
fundene Sanktionen zurückgrei-
fen zu müssen. Es sei auch nö-
tig, den jungen Mädchen zuzu-
hören, die sich zurWehr setzten,
dass ihre Körper in der Schule
sexualisiert würden, die Staats-
rätin weiter. (sda)

Waadt verbietet
die «T-Shirts
der Schande»
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